Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudisache 2245 


Der Bundesminister des Innern 
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Bonn, den 22. November 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Herausgabe der Namen von Wehrpflichtigen an den 
Verband der Kriegsdienstverweigerer e.V. 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2191 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich wie 
folgt: 

Zu 1. 

Die Herausgabe von Sammelauskünften über Wehrpfliditige 
durch die Stadtverwaltung in Offenbach (Main) an den Ver- 
band der Kriegsdienstverweigerer e.V. ist der Bundesregierung 
durch Meldungen der Tagespresse zu Anfang dieses Monats 
bekanntgeworden. Idi habe daraufhin den Herrn Hessischen 
Minister des Innern um Ermittlung des Sadiverhalts gebeten, 
über das Ergebnis seiner bisherigen Feststellungen hat er fol- 
gendes mitgeteilt: 

,,Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung hatte sich die 
Erfassungsbehörde des Oberbürgermeisters der Stadt Offen- 
bach vom Steueramt eine Adressenliste der jeweils zur 
Wehrerfassung aufgerufenen Jahrgänge geben lassen. Das 
Steueramt hat in den Jahren 1956, 1959 und 1960 ohne 
Wissen der Wehrerfassungsstelle Duplikate an den Verband 
der Kriegsdienstverweigerer herausgegeben. Der verantwort- 
liche Dezernent beruft sich auf einen Magistratsbeschluß vom 
17. September 1956. Da hierüber im Sitzungsprotokoll nichts 
enthalten ist, werde ich meine Ermittlungen fortführen und 
Sie zu gegebener Zeit abschließend unterrichten. Gegen die 
mit der Wehrerfassung befaßten Beamten dürfte nach dem 
bisherigen Ergebnis der Ermittlungen kein Vorwurf zu er- 
heben sein. Die Erlasse des Bundesministers des Innern 
vom 5. Dezember 1957 und 26. April 1960 hatte ich den 
Oberbürgermeistern und Landräten bekanntgegeben.'' 
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Zu 2. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß das Verfahren 
der Stadt Offenbach unzulässig ist. Nach Nr. 3 Abs. 2 der Er- 
fassungsvorschriften vom 6. August 1956 (GMBl. S. 365) sind 
die der Erfassung dienenden Personennachweise vertraulich 
zu behandeln. Aus besonderem Anlaß habe ich die Herren 
Innenminister (-Senatoren) der Länder mit den vorstehend zu 
Nr. 1 bereits erwähnten Rundschreiben vom 5. Dezember 1957 
und vom 26. April 1960 nochmals ausdrücklich auf die ver- 
trauliche Behandlung hingewiesen und angeregt, die nachge- 
ordneten Behörden entsprechend anzuweisen. 

Ich werde den Offenbacher Vorfall nach Abschluß der Unter- 
suchungen durch den Herrn Hessischen Minister des Innern 
zum Anlaß nehmen, die Herren Innenminister (-Senatoren) der 
Länder erneut auf die vertrauliche Behandlung der Personen- 
nachweise für die Erfassung hinzuweisen und sie zu bitten, 
bei festgestellten Verstößen die Verantwortlichen zur Rechen- 
schaft zu ziehen. 

Da die Erfassung Aufgabe der Länder ist und von diesen als 
eigene Angelegenheit ausgeführt wird, hat die Bundesregierung 
keine Möglichkeit, gegen die Verantwortlichen unmittelbar 
vorzugehen. 


Dr. Schröder 


2 



